Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 614 


Antrag 

der Abgeordneten Müller-Hermann, Donhauser und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Verkehrsfinanzgesetzes 1954 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ABSCHNITT I 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
Artikel 1 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz vom 23. März 
1935 (Reichsgesetzbl. I S.407) in der am Tage 
vor Verkündung dieses Gesetzes geltenden 
Fassung wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 3 wird § 2 und durch die folgende 
Nummer 3 ergänzt: 

„3. Kraftfahrzeuge, die elektrisch angetrie- 
ben werden, ihren Fahrstrom einer 
Fahrleitung entnehmen und nach ihrer 
Bauart und Einrichtung zur Beförde- 
rung von Personen geeignet und be- 
stimmt sind, sowie Kraftomnibusse, die 
im Linienverkehr in einem Gemeinde- 
bezirk oder zwischen aneinandergren- 
zenden Gemeindebezirken eingesetzt 
sind.“ 

2. Hinter § 2 wird der folgende neue § 3 
eingefügt: 
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Personenkraftfahrzeuge Körperbehinderter 

(1) Körperbehinderten, die sich mit Rück- 
sicht auf ihre Körperbehinderung ein Per- 
sonenkraftfahrzeug halten, kann die Steuer 
für ein Personenkraftfahrzeug von nicht 
mehr als 2400 Kubikzentimetern Hubraum 
auf Antrag erlassen werden, und zwar 


1 . Schwerbeschädigten im Sinne des Bundes- 
versorgungsgesetzes und Personen, die 
den Körperschaden infolge nationalsozia- 
listischer Verfolgungs- oder Unter- 
drückungsmaßnahmen aus politischen, 
rassischen oder religiösen Gründen er- 
litten haben: 

in vollem Umfang ohne Rücksicht auf 
ihre wirtschaftlichen Verhältnisse. 

Voraussetzung ist, daß die Erwerbs- 
fähigkeit um mindestens 50 v. H. ge- 
mindert ist; 

2. Körperbehinderten, die nicht unter Ziffer 1 
fallen, wenn sie infolge ihrer Körper- 
behinderung zur Fortbewegung auf die 
Benutzung eines Personenkraftfahrzeuges 
nicht nur vorübergehend angewiesen sind: 

ganz oder teilweise; dabei sind Art 
und Schwere der Körperbehinderung 
sowie die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Körperbehinderten zu berücksich- 
tigen.“ 

3. § 10 erhält die folgende Fassung: 

4 10 

Besteuerungsgrundlage 
Die Steuer wird berechnet: 

1. bei Zwei- und Dreiradkraftfahrzeugen, 
ausgenommen Zugmaschinen, und bei 
Personenkraftwagen : 

nach dem Hubraum; 

2. bei Kombinationskraftwagen: 

nach dem Hubraum und nach dem 
verkehrsrechtlich höchstzulässigen Ge- 
samtgewicht; 
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3. bei allen anderen Kraftfahrzeugen, ins- 
besondere bei Zugmaschinen (einschließ- 
lich Sattelzugmaschinen), Kraftomnibus- 
sen, Lastkraftwagen sowie bei Anhängern 
und Sattelanhängern: 

nach dem verkehrsrechtlich höchstzu- 
lässigen Gesamtgewicht. 

Bei Sattelanhängern ist das der Steuer 
unterliegende Gesamtgewicht um die 
Auflagelast zu vermindern. Bei Anhän- 
gern, die gemäß § 70 in Verbindung mit 
§§ 32, 34 der Straßen verkehrs-Zulassungs- 
Ordnung — StVZO — in der Fassung 
vom 24. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1166) nur mit einer Ausnahmegeneh- 
migung zugelassen werden können, gilt 
als der Steuer unterliegendes Gesamt- 
gewicht das für die nach der Bauart der 
Anhänger erlaub te Hochs tges ch windig- 
keit zulässige Gesamtgewicht." 

4. § 1 1 erhält die folgende Fassung: 
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Steuersatz 

(1) Die Jahressteuer beträgt für 


1 . Zweiradkraftfahrzeuge (ausgenommen 
Zugmaschinen) 


je 25 

Kubikzenti- 
meter Hub- 
raum oder 
einen Teil 
davon 

DM 


je 100 # 
Kubikzenti- 
meter Hub- 
raum oder 
einen Teil 
davon 

DM 


je 200 
Kilogramm 
Gesamtge- 
wicht oder 
einen Teil 
davon 

DM 


2,40 


2. Kraftfahrzeuge mit drei oder mehr 
Rädern, wenn die Fahrzeuge ausschließ- 
lich zur Beförderung von Personen ge- 
eignet und bestimmt sind und nicht 
mehr als 8 Sitzplätze (einschließlich 
Führersitz) haben 


10,80 


3. Dreiradkraftfahrzeuge, die nicht aus- 
schließlich zur Beförderung von Perso- 
nen geeignet und bestimmt sind (ausge- 
nommen Zugmaschinen) 


16- 


4. Kombinationskraftwagen 

— 

5,40 

und 11,25 

5. Alle anderen Kraftfahrzeuge 

— 

— 

22,50 

6. Anhänger (einschließlich Sattelanhänger) 

— 

— 

17,- 
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(2) Für Lastkraftwagen, die nach ihrer 
Bauart und ihren besonderen, mit ihnen 
fest verbundenen Einrichtungen zur Beför- 
derung von Abraum und Baumaterial 
innerhalb von Baustellen geeignet und be- 
stimmt sind, ermäßigt sich idie Steuer auf 
die Hälfte; dies gilt nicht, wenn das Kraft- 
fahrzeug widerrechtlich benutzt wird. Die 
Steuerermäßigung entfällt für die Gültig- 
keitsdauer der Steuerkarte, wenn das Fahr- 
zeug auf einer öffentlichen Straße zur Be- 
förderung der bezeichneten Güter außer- 
halb eines Umkreises von einem Kilometer, 
von der Baustelle gerechnet, oder zur Be- 
förderung von anderen als den bezeichneten 
Gütern benutzt wird." 

5. In § 13 Abs. 2 erhält der Satz 1 die fol- 
gende Fassung: 

/ „Die Steuer darf bei Kraftfahrzeugen, 
die ganz oder teilweise nach dem Hubraum 
besteuert werden (§10 Nr. 1 und 2), auch 
für die Dauer eines Halbjahres oder eines 
Vierteljahres, bei den anderen Fahrzeugen 
auch für die Dauer eines Halbjahres, eines 
Vierteljahres oder eines Monats entrichtet 
werden." 

6. In § 14 wird im Absatz 2 zwischen den 
Sätzen 2 und 3 der folgende Satz eingefügt: 

„Die Erteilung einer Steuerkarte mit einer 
von der Gültigkeitsdauer der alten Steuer- 
karte abweichenden Gültigkeitsdauer ist 
nur zulässig, wenn die Änderung spätestens 
einen Monat vor Beginn der Gültigkeits- 
dauer der neuen Steuerkarte beantragt 
wird." 

Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Kraftfahrzeug- 
steuergesetzes und der Durchführungsbestim- 
mungen zum Kraftfahrzeugsteuergesetz in 
der jeweils geltenden Fassung mit neuem 
Datum, unter neuer Überschrift und in neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen. Dabei 
dürfen Unstimmigkeiten des Wortlauts besei- 
tigt, die in den Durchführungsbestimmungen 
vorgesehenen Vordruckmuster ergänzt und 
berichtigt sowie das Wort „Eigengewicht" 
durch das Wort „Gesamtgewicht" ersetzt 
werden. ' 

Artikel 3 

(1) Ist bei Steuerkarten, deren Gültigkeits- 
dauer vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
beginnt und innerhalb zweier Monate nach 


dem Inkrafttreten endet, die nach diesem Ge- 
setz geschuldete Steuer höher als die Steuer, 
die nach den bisherigen Vorschriften zu ent- 
richten war, so wird der Mehrbetrag nicht 
erhoben. Endet aber die Gültigkeitsdauer 
später als zwei Monate nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, so ist der Mehrbetrag inner- 
halb eines Monats, vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gerechnet, unaufgefordert zu ent- 
richten. Bei der Berechnung des Mehrbetrages 
bleiben Aufgelder unberücksichtigt; außer- 
dem werden nur volle, zwei Monate nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes liegende Monate 
angesetzt. 

(2) Zum Nachweis dafür, daß der Mehr- 
betrag entrichtet ist, erteilt das Finanzamt 
dem Steuerschuldner zur Steuerkarte eine Er- 
gänzungskarte mit der Gültigkeitsdauer der 
Steuerkarte. Auf die Ergänzungskarte finden 
die Vorschriften über die Steuerkarte sinn- 
gemäße Anwendung. Nach Ablauf zweier Mo- 
nate, vom Inkrafttreten dieses Gesetzes ge- 
rechnet, ist die Steuerkarte nur in Verbin- 
dung mit der Ergänzungskarte gültig. 

(3) Ist bei Steuerkarten, deren Gültigkeits- 
dauer später als zwei Monate nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes endet, die vor In- 
krafttreten dieses Gesetzes entrichtete Steuer 
höher als die nach diesem Gesetz geschuldete 
Steuer, so wird der Unterschiedsbetrag nur 
erstattet, soweit er auf die Zeit nach Ablauf 
von zwei Monaten, vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gerechnet, entfällt. Bei der Berech- 
nung des Unterschiedsbetrages bleiben Auf- 
gelder unberücksichtigt; außerdem werden 
nur volle Monate angesetzt. 

ABSCHNITT II 

Änderung des Beförderungsteuergesetzes 

Das Beförderungsteuergesetz vom 29. Juni 
1926 (Reichsgesetzbl. I S. 357) in der amTage 
vor Verkündung dieses Gesetzes geltenden 
Fassung wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält die folgende Fassung: 
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(1) Der Beförderungsteuer unterliegt die 

Beförderung 

1. von Personen und Gütern 

a) im Schienenbahnverkehr, 

b) im Kraftfahrzeugverkehr 

— ausgenommen die Beförderung von 
Gütern in der Nahzone im Sinne des 
Güterkraftverkehrsgesetzes — 
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2. von Personen mit Seilschwebebahnen. 

Voraussetzung ist, daß die Beförderung von 
einem Unternehmer im Rahmen seines Un- 
ternehmens für Dritte oder für Zwecke des 
Unternehmens durchgeführt wird. 

(2) Die unentgeltliche Beförderung von 
Personen unterliegt nicht der Steuer. Jedoch 
sind bei der Beförderung mit Kraftomni- 
bussen als Entgelt auch wirtschaftliche Vor- 
teile anzusehen, die mittelbar für die Wirt- 
schaftlichkeit einer anderen auf diese Weise 
geförderten Erwerbstätigkeit erstrebt wer- 
den; dies gilt nicht, soweit Arbeiter, Ange- 
stellte und Beamte, deren monatliche Roh- 
einnahmen aus nicht selbständiger Arbeit 
600 Deutsche Mark nicht übersteigen, von 
und zur Arbeitsstätte befördert werden. 

(3) Der Begriff des Unternehmers und 
des Unternehmens richtet sich nach dem 
Umsatzsteuerrecht. Als Unternehmer gel- 
ten auch die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost (einschließlich der 
Landespostdirektion Berlin).“ 

2. § 3 wird wie folgt ergänzt: 

a) In Absatz 1 wird die Nummer 2 ge- 
strichen, die Nummern 3 bis 6 werden 
Nummern 2 bis 5 und erhalten folgende 
Fassung: 

„2. die Expreßgutbeförderung der Deut- 
schen Bundesbahn und der nicht- 
bundeseigenen Eisenbahnen sowie die 
Brief- und Paketbeförderung der 
Deutschen Bundespost; 

3. Beförderungen von Steinkohlen, 
Braunkohlen, Koks und Preßkohlen 
aller Art; 

4. die Personenbeförderung mit Straßen- 
bahnen und den diesen nach ihrer 
Bau- und Betriebsweise ähnlichen 
Bahnen sowie mit Stadtschnellbahnen 
im Orts- und Nachbarorts verkehr; 

5. die Personenbeförderung, die mit 
Kr af tomnibussen und Oberleitungs- 
omnibussen linienmäßig innerhalb der 
Grenzen eines Gemeindebezirkes be- 
trieben wird (Ortslinienverkehr).“ 

Die Nummern 7 und 8 werden gestrichen. 

b) Der folgende Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Der Bundes minister der Finanzen 
wird ermächtigt, auf Antrag der ober- 
sten Landesbehörden im Benehmen mit 
dem Bundesminister für Verkehr nicht- 
bundeseigene Eisenbahnen sowie Unter- 


nehmen, die Straßenbahnen und die 
ihnen nach ihrer Bau- und Betriebsweise 
ähnlichen Bahnen sowie Bahnen beson- 
derer Bauart betreiben, von der Beför- 
derungsteuer ganz oder teilweise zu be- 
freien. Voraussetzung ist, daß die Ent- 
richtung der Steuer durch den Betriebs- 
unternehmer nach Lage des einzelnen 
Falles unbillig wäre.“ 

3. § 4 wird gestrichen. 

4. In § 5 Abs. 1 wird der folgende Satz hin- 
zugefügt: 

„Bei unentgeltlichen Beförderungen im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 2 gilt als Beförde- 
rungspreis der Betrag, der unter gleichen 
oder ähnlichen Verhältnissen bei der ent- 
geltlichen Beförderung von Personen mit 
Kraftfahrzeugen entrichtet wird.“ 

5. § 7 Abs. 1 Satz 1 erhält die folgende 
Fassung: 

„Werden Güter im nichtöffentlichen Ver- 
kehr für eigene Rechnung oder für Rech- 
nung eines Dritten befördert, so ist vorbe- 
haltlich der Vorschrift des § 12 Abs. 1 Nr. 1 
der Berechnung der Steuer derjenige Betrag 
als Beförderungspreis zugrunde zu legen, 
der unter gleichen oder ähnlichen Verhält- 
nissen im öffentlichen Güterverkehr gezahlt 
wird.“ 

6. § 8 erhält die folgende Fassung: 
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Steuerschuldner ist der Betriebsunter- 
nehmer.“ 

7. § 10 wird gestrichen. 

8. § 12 erhält die folgende Fassung: 
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(1) Bei der Güterbeförderung beträgt die 
Steuer: 

l.im Werkverkehr außerhalb der Nah- 
zone im Sinne des Güterkraftverkehrs- 
gesetzes (GüKG) vom 17. Oktober 1952 
(Bundesgesetzbl. IS. 697) 2,5 Pf je Tonne 
des Rohgewichts der beförderten Güter 
und je Kilometer der Beförderungs- 
strecke (Tonnenkilometer); 

2. in den anderen Fällen: 

sieben v. H. des Beförderungspreises.“ 

9. § 24 erhält folgende Fassung: 
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„§ 24 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß 
und unter welchen Voraussetzungen die 
Steuer in besonderen Fällen in Pausch- 
beträgen festzusetzen ist. Dies gilt insbeson- 
dere dann, wenn die Feststellung der Steuer- 
beträge mit Schwierigkeiten und Kosten 
verbunden wäre, die zur Höhe der Steuer 
in keinem angemessenen Verhältnis 
stünden/* 

Artikel 2 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
Rechtsverordnungen zu erlassen über 

1 . die Abgrenzung der Steuerpflicht sowie 
den Umfang der Ausnahmen von der Be- 
steuerung und der Steuerermäßigungen, 
soweit dieses zur Wahrung der Gleich- 
mäßigkeit der Besteuerung und zur Be- 
seitigung von Unbilligkeiten in Härtefällen 
erforderlich ist; 

2. die Festlegung von Durchschnittsbeförde- 
rungsentgelten, insbesondere im grenzüber- 
schreitenden Personen- und Güterverkehr 
und im inländischen Personenverkehr mit 
Kraftfahrzeugen; 

3. die Zuständigkeit, den Umfang der Be- 
steuerungsgrundlage sowie den Steuersatz 
bei Einrechnung der Steuer in den Beförde- 
rungspreis; 

4. das Besteuerungsverfahren, insbesondere 
die von den Steuerpflichtigen zu erfüllen- 
den Pflichten und die Beistandspflicht 
Dritter. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut des Beförderung- 
steuergesetzes und der Durchführungsbestim- 
mungen zum Beförderungsteuergesetz in der 
jeweils geltenden Fassung mit neuem Datum, 
unter neuer Überschrift und in neuer Para- 
graphenfolge bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 3 
Aufgehoben werden 

1. §49 der Vorläufigen Durchführungsbestim- 
mungen zum Gesetz zur Änderung des Be- 
förderungsteuergesetzes vom 21. September 
1936 (Reidisgesetzbl. I S. 738), 

2. die durch § 4 des Gesetzes zur Wiedererhe- 
bung der Beförderungsteuer im Möbelfern- 


verkehr und im Werkfernverkehr und zur 
Änderung von Beförderungsteuersätzen 
vom 2. März 1951 (Bundesgesetzbl. IS. 159) 
erteilte Ermächtigung, ein Durchschnitts- 
beförderungsentgelt für die Berechnung der 
Steuer im Werkfernverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen festzusetzen, 

3. die Vorschrift des § 1 der Zweiten Verord- 
nung zur Änderung von Vorschriften über 
die Durchführung des Beförderungsteuer- 
gesetzes vom 29. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 91), soweit sie die Fest- 
setzung eines Durchschnittsbeförderungs- 
entgeltes für Güterbeförderungen im Werk- 
fernverkehr mit Kraftfahrzeugen betrifft. 

ABSCHNITT III 

Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
Artikel 1 

Das Mineralölsteuergesetz in der Fassung 
vom 21. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 234) 
wird wie folgt geändert: 

In § 2 Abs. 1 werden ersetzt 

1. unter Nr. 1 Buchst, a die Zahl 

„27,—“ durch „32,50“ 

2. unter Nr. 1 Buchst, b Doppel- 
buchst. aa, bb und ee jeweils die 

Zahl „14,85“ durch „20,35“ 

3. unter Nr. 1 Buchst, b Doppel- 

buchst. cc und dd jeweils die Zahl 
„19,—“ durch „24,50“ 

4. unter Nr. 1 Buchst, d die Zahl 

„6,30“ durch „14,50“ 

5. unter Nr. 1 Buchst, d Doppel- 
buchst. aa .und bb jeweils die Zahl 

„0,—“ durch „8,20“ 

6. unter Nr. 2 die Zahl „22,50“ 

durch „27,00“ 

7. unter Nr. 6 Buchst, a die Zahl 

„10,—“ durch „15,50“ 

8. unter Nr. 6 Buchst, b die Zahl 

„14,25“ durch „19,75“ 

Artikel 2 

Bedingte Steuerschulden für Mineralöle er- 
höhen sich mit dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes auf den Betrag, der sich bei Anwendung 
der Steuersätze des Artikels 1 ergibt. 
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Artikel 3 

(1) Mineralöle, für die beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eine 'unbedingte Steuerschuld 
besteht oder für die eine Steuer nach § 2 des 
Mineralölsteuergesetzes in der bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung 
bereits entrichtet worden ist, unterliegen einer 
Nachsteuer. 

(2) Die Nachsteuer beträgt für 100 kg des 
Eigengewichts 

l.für Leichtöle und für benzin- 


haltige Kraftstoffgemische . . . 5.50 DM 

2. für Gasöle 8.20 DM 

3. für leichte Steinkohlenteeröle . 4,50 DM 

4. für Flüssiggas 5.50 DM 


(3) Die Steuerschuld entsteht mit dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes. Steuerschuldner 
ist, wer die Mineralöle beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes besitzt, bei Beständen, die sich 
in diesem Zeitpunkt im Versand befinden, 
der Empfänger. 

(4) Von der Nachsteuer befreit ist Mineral- 
öl im Besitz eines Endverbrauchers in einer 
Menge, die dem Durchschnitt des Monats- 
verbrauchs in den letzten drei Kalender- 
monaten vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes entspricht. Endverbraucher ist, wer das 
Mineralöl im eigenen Betrieb zu anderen Er- 
zeugnissen als Mineralöle verarbeitet oder aus- 
schließlich für eigene Zwecke unmittelbar 
verbraucht. 

(5) Der Steuerschuldner hat das Mineralöl 
binnen einer Woche nach dem Inkrafttreten 

Bonn, den 18. Juni 1954 


dieses Gesetzes oder nach dem Empfang der 
zuständigen Zollstelle schriftlich anzumelden. 
Die Zollstelle fordert die Steuer durch Steuer- 
bescheid an. Die Steuer ist zwei Wochen nach 
der Anforderung, im Falle nicht ordnungs- 
mäßiger Anmeldung jedoch sofort fällig. 

(6) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nä- 
here zu den Bestimmungen der Absätze 1 bis 5, 
insbesondere über das anzuwendende Verfah- 
ren, zu bestimmen. 


ABSCHNITT IV 


Geltung im Lande Berlin 

Die Abschnitte I bis III und V dieses Ge- 
setzes gelten nach Maßgabe des'§ 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Lande Berlin. Rechtsverordnung, die auf 
Grund der in den Abschnitten I, II und III 
dieses Gesetzes enthaltenen Ermächtigungen 
erlassen werden, gelten im Lande Berlin nach 
§ 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


ABSCHNITT V 


Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Müller-Hermann 

Donhauser 

Barlage 

Dr. Bartram 

Bauer (Wasserburg) 

Bauereisen 

Becker (Pirmasens) 

Berendsen 

Dr. Bergmeyer 

Fürst von Bismarck 

Bock 

Dr. Böhm (Frankfurt) 
Brand (Remscheid) 
Frau Brauksiepe 
Brese 


Brookmann (Kiel) 
Dr. Bucerius 
Dr. von Buchka 
Dr. Bürkel 
Burgemeister 
Demmelmeier 
Diedridisen 
Dr. Dittridi 
Dr. Dollinger 
Dr. Dresbach 
Eckstein 
Ehren 

Engelbrecht-Greve 

Even 

Feldmann 


Dr. Franz 
Franz en 

Dr. Friedensburg 

Friese 

Fuchs 

Gedat 

Geiger (München) 

Frau Geisendörfer 
Giencke 

Dr. Gleissner (München) 

Glüsing 

Dr. Götz 

Dr. Graf 

Griem 

Gumrum 
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von Hassel 
Heix 

Dr. Hellwig 

Dr. Graf Henckel 

Dr. Hesberg 

Heye 

Hödherl 

Dr. Hock 

Holla 

Dr. Horladier 
Huth 
Illerhaus 
Jahn (Stuttgart) 

Frau Dr. Jodimus 

Josten 

Kahn 

Dr. Kihn (Würzburg) 

Kirchhoff 

Klausner 

Dr. Kliesing 

Koops 

Kortmann 

Kroll 

Frau Dr. Kuchtner 

Kühlthau 

Kuntscher 

Lang (München) 

Leonhard 

Lemmer 

Lermer 


Dr. Leverkuehn 
Dr. Lindrath 
Dr. Löhr 
Lücker (München) 

Majonica 

Dr. Baron Manteuffel- 
Szoege 
Massoth 

Frau Dr. Maxsein 

Menke 

Mensing 

Meyer (Oppertshofen) 

Miller 

Muckermann 

Nellen 

Niederalt 

Frau Niggemeyer 

Dr. Oesterle 

Oetzel 

Dr. Orth 

Platner 

Frau Dr. Probst 

Raestrup 

Rasner 

Frau Dr. Rehling 
Richarts 

Freiherr Riederer von Paar 

Dr. Rinke 

Ruf 

Sabaß 


Scharnberg 

Scheppmann 

Schmidt-Wittmack 

Schmücker 

Schneider (Hamburg) 
Schütz 

Dr.-Ing. E. h. Sdiuberth 

Schüler 

Schwarz 

Dr. Seffrin 

Seidl (Dorfen) 

Dr. Serres 
Siebei 
Dr. Siemer 
Spies (Brücken) 

Spies (Emmenhausen) 
Spörl 

Graf von Spreti 

Stiller 

Stingl 

Dr. Storm 

Stücklen 

Unertl 

Wacher (Hof) 

Wiedeck 
Wieninger 
Dr. Willeke 
Wittmann 
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_?i§rä§i=si- 

Allgemeiner Teil 

Per vorstehende Entwurf eines Verkehr sfinanagesetzes bildet ein 
notwendiges Teilstück eines einheitlichen Vorschlages zur Heuord- 
nung des Verkehrswesens in der Bundesrepublik® Er will im Rahmen 
dieser, auf eine wirksame und wirtschaftlich sinnvolle Verbesserung 
dar Verkehrsverhältnisse abzielenden Vorschläge 

1. die finanziellen Voraussetzungen zur Durchführung eines 
Gesetze 8 zur Verbesserung der Verkehrswege schaffen, indem 
er durch eine wesentliche -Erhöhung des Aufkommens aus der 
Kraftfahrzeug-» Mineralöl- und Beförderungsteuer zusätzliche 
Haushaltsmittel bereit stellt» 

2o eine der unterschiedlichen Beanspruchung der Straßen 
durch die verschiedenen Arten von Kraftfahr zeugen, besser 
entsprechende Verteilung der -Steuerlast unter einer ange- 
messenen Mehrbesteuerung des Schwerfahrzeugverkehrs 
herbeiführen, 

3® eine unter gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten ebenso 
wie aus Gründung der Verwaltungsvekeinfachühg wünschens- 
werte Umgestaltung des Besteuerungssyatems für Kraftfahr- 
zeuge anbahnen» indem zunächst für Motorräder und Personen- 
kraftwagen eine stärkere Verlagerung dar Steuerlast- von der 
Kraf tfahrzeugsteuer auf die Mineralölstauer vorgesehen wird® 

Damit will der Entwurf .neben der Förderung der Verkehrssicherheit 
auf den Straßen gleichzeitig zur Entlastung der Deutschen Bundesbahn 
und dadurch zur Lösung der Wettbewerbsprobleme- zwischen Schiene 
und Kraftverkehr einen Beitrag leisten® 

Alle Überlegungen zu einer wirkungsvollen Bekämpfung der Vekkehrs- 
unfälle auf den deutschen Straßen können nicht an der Tatsache. 
Vorbeigehen, daß das Kernstück solcher- Maßnahmen- ln einer plan- 
mäßigen Anpassung des Straßennetzes an den steigenden Kraftverkehr 
bestehen muß« Mit dieser Feststellung wird die Hotwendigkeit ver- 
stärkter Anstrengungen zur Hebung der Verkehrsdisziplin, zur Ver- 
besserung der polizeilichen Überwachung des Straßenverkehrs und 
zu ergänzenden Maßnahmen technischen Charakters in ihmr Bedeutung 
für die Lösung des Problems nicht verkannt. Der Entwurf geht von 
dem Gedanken aus, daß die baldige Inangriffnahme eines unter ein- 
heitlichen Gesichtspunkten für das Bundesgebiet aufgestellten 
Straßenbauprogramms in einem Umfang, wie es die z®Zt® verfügbaren 
Mittel unter Ausschöpfung aller geeigneten Maßnahmen gestatten» 
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bei sorgfältiger Berücksichtigung der unterschiedlichen Dringe 
lichkeit der einzelnen Bauvorhaben und Schwerpunktbildung durch- 
aus die Möglichkeit bietet, auf dem Gebiete der Verkehrssicher- 
heit entscheidende Verbesserungen- in den nächsten Jahren herbei- 
zuführen. Aus Gründen der Verkehrssicherheit bedarf es einer gewalt- 
samen Drosselung des Kraftverkehrs nicht. Damit wird die Möglich- 
keit gewisser Strukturverlagerungen innerhalb des Kraftverkehrs 
durchaus berücksichtigt, die sich im Zuge einer sinnvollen Auf- 
gabenteilung zwischen Schienen- und Straßenverkehr ergeben werden, 
insbesondere im Hinblick auf eine Zurückdrängung der Verwendung 
übermäßig schwerer Kraftfahrzeuge. 

Eine Verbesserung des Straßennetzes, die den Gesichtspunkt einer 
wirkungsvollen Hebung der Verkehrssicherheit voranstellt, darf 
sich aber nicht auf die Bundestraßen beschränken. Den nicht vom. 

Bunde zu unterhaltenden Straßen kommt eine umso größere Bedeutung 
zu, als die aus verkehrspolitischen Gründen erwühschte vermehrte 
Hinlenkung des Kraftverkehrs auf die Bedienung der Nahzone und die 
Erschließung der Fläche diesem Teil des Straßennetzes besondere 
Aufgaben zuweist. Ebenso verdienen im Rahmen der Gesamtplanung 
Ostdurchfahrten und andere Engpässe für einen gefahrlosen ferkehrs- 
ablauf im Zuge gemeindeeigener Straßen hinreichende Berück- 
sichtigung. Deshalb sollen aus den Vorschlägen des Entwurfs auf- 
kommenden zusätzlichen Mitteln auch für solche Bauvorhaben ent- 
sprechende Zuschüsse geleistet werden. 

Nicht nur die Straßen, sondern auch die Schienenwege der Deutschen 
Bundesbahn und der nichtbundeseigenen Eisenbahnen des öffentlichen 
Verkehrs bedürfen dringend der Zuführung zusätzlicher Mittel, um 
sie auf den erforderlichen Leistungsstand zu bringen. Auch für 
diesen Zweck sollen aus dem zu erwartenden Mehraufkommen Mittel 
in angemessenem Umfang zur Verfügung gestellt werden. Damit wird 
gleichzeitig der Bundesbahn und den in ähnlicher Situation befind- 
lichen nichtbundeseigenen Eisenbahnen eine finanzielle Entlastung 
zuteil, die sie in Verbindung mit der im Rahmen der Gesamtkonzeption 
gleichzeitig vorgesehenen Befreiung von politischen Lasten und von 
betriebsfremden Auflagen und mit tarifpolitischen Reformen in 
den Stand setzen wird, mit Erfolg den Wettbewerb mit dem Kraft- 
verkehr zu führen. 

Im Zusammenhang damit ist der Entwurf bestrebt, eine der Beanspru- 
chung der Straßen entsprechende Verteilung der Steuerlast auf 
die einzelnen Fahrzeugarten herbeizuführen. Es kann nicht in Zwei- 
fel gezogen werden, daß der derzeitige Steuertarif für Schwerlast- 
kraftwagen und -Omnibusse eine Begünstigung darstellt, deren Auf- 
rechterhaltung mit Rücksicht auf die steigenden Straßenbäulasten, 
aber auch aus verkehrspolitischen Überlegungen nicht vertretbar 
ist. Der Entwurf beseitigt diese ungerechtgertigte Vorzugsstel- 
lung der Schwerfahrzeuge, ist dabei aber bestrebt, den wirtschaft- 
lichen Gegebenheiten Rechnung zu tragen. 
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Es ist unter anderem auch von dem Bundesminister der Finanzen 
darauf hingewiesen worden* daß eine Senkung der Kraftfahrzeug- 
steuer für Personenkraftwagen mit Rücksicht darauf angezeigt 
erscheint» daß die Besteuerung von Personenkraftwagen in Deutsch- 
land» verglichen mit anderen Ländern, sehr hoch ist» Die Regie- 
rungsvorlage hat deshalb eine Senkung der Kraftfahrzeugsteuer 
für Personenkraftwagen um 20 v»H. vorgesehen, die durch eine An- 
hebung der Mineralölsteuer für Vergaserkraftstoff nur teilweise 
ausgeglichen wird. Für eine allgemeine Entlastung der Halter von 
Personenkraftwagen erscheint jedoch der gegenwärtige Zeitpunkt 
schon deshalb nicht geeignet, weil zur der Überlastung des deut- 
schen Straßennettes auch die Personenkraftwagen beitragen. Mai} 
wird deshalb von der Aufbringung zusätzlicher Mittel, die der 
Verbesserung des Straßennetzes dienen sollen, auch die Halter 
von Personenkraftwagen nicht freisteilen können. Jedoch sollte 
unter dem Gesichtspunkt einer gerechteren Verteilung der Steuer- 
last nach Maßgabe der tatsächlichen Fahrleistungen eine fühlbare 
Senkung der Kraftfahrzeugsteuer für Motorräder und Personen- 
kraftwagen unter Erhebung eines entsprechenden Mineralölsteuer- 
zuschlages vorgesehen werden. Hierdurch werden Halter von Per- 
sonenkraftwagen und Motorrädern mit hohen Fahrleistungen stär- 
ker belastet, während dagegen die Wenigfahrer gegenüber dem 
jetzigen Stande eine Entlastung erfahren. 

Das Mehraufkommen aus den vorgeschlagenen Steueränderungen wird 
wie folgt veranschlagt: 

1. Kraftfahrzeugsteuer 

Bei Zugrundelegung des Kraftfahrzeugbestandes am 1. Juli 1952. ist 
der Minderertrag durch die vorgeschlagene Senkung der Kraftfahr- 
zeugsteuer für Motorräder und Personenkraftwagen auf rd. 106 Mill. 
DM anzusetzen. Dem steht aus der Steuererhöhung bei Dreiradkr^f t- 
fahrzeugen, Lastkraftwagen usw. und Anhängern ein Mehrertrag 
von gleichfalls rd. 106 Mill. DM gegenüber. Das Kraftfahr zeugt 
Steueraufkommen der Länder bleibt also unverändert, wenn man 
die zu erwartende Steigerung des Kraftfahrzeugbestandes, die zu 
einem Mehrertrag führen wird, in dieser Rechnung unberücksichtigt 
läßt. 

2. Mineralöls teuer 

Die vorgeschlagene Änderung des Mineralölsteuergesetzes führt 
unter Zugrundelegung der nach dem Ergebnis der Monate Januar tyis 
April 1954 geschätzten Verbrauchszahlen für 1954 zu einem Mehr- 
ertrag von rd. 285 Mill. DM. Die hier zugrunde gelegten Ver- 
brauchszahlen sind Sabei bewußt niedriag gehalten worden. 

3 . Beförderungsteuer 

Die Änderung des Beförderungsteuergesetzes - Einführung der 
Beförderungsteuer für den Werkfernverkehr - läßt einen Mehr- 
ertrag von rd. 60 Mill. DM mit Sicherheit erwarten. Diese 
Schätzung beruht auf den für 1952 ermittelten Beförderungslei- 
stungen im Werkfernverkehr und auf der Annahme, daß die seither 
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eingetretene Vermehrung der Transportleiatungen- annähernd durch 
Einschränkungen infolge der geplanten Mehrbelastung ausgeglichen 
wird. Auch die dieser Berechnung zugrunde liegenden lerte dürfen 
also als auf vorsichtiger Schätzung beruhend angesehen werden. 

Für den Bundeshaushalt ergibt sich somit aus den Vorschlägen des 
Entwurfs ein Mehraufkommen von rd. 345 Mill. DM, - während für die 
Länder aus der Kraftfährzehgsteuer kein Mehrertrag vorgesehen 
ist. In dieser Hinsicht muß aber darauf verwiesen werden, daß im 
Rahmen des Straßenbauprogramms, das aus dem vorgesehenen Mehrauf- 
kommen des Bundes zu einem wesentlichen Teile finanziert werden 
soll, auch für Straßenbauvorhaben der Länder und der örtlichen 
Baulastträger Zuschüsse aus Bundesmitteln geleistet werden sollen. 
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Besonderer Teil 


Das Gesetz ist in fünf Abschnitte gegliedert: 


Abschnitt 

I 

Änderung des 

Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

Abschnitt 

II 

Änderung des 

Bef örderungs Steuergesetzes 

Abschnitt 

III 

Änderung des 

Mineralöl Steuergesetzes 

Abschnitt 

IV 

Geltung im Land Berlin 

Abschnitt 

V 

Inkrafttreten 


Zu den einzelnen Abschnitten wird auf folgendes hingewiesen: 

Zu Abschnitt I Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

I. Die vorgeschlagenen Änderungen des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
haben in der Hauptsache zum Gegenstand: 

1 . Umge s taltung_der_Kraftfa.hr zeugs teuer _für_Motorräder_und 
Personenkraftwagen 

Sine Umgestaltung des Systems der Kraftverkehrsbesteue- 
rung mit dem Ziele, die Kraftfahrzeugsteuer wegfallen zu 
lassen und sie durch eine Anhebung der Mineralölsteuer 
zu ersetzen, wird seit Jahren von vielen Seiten gefordert. 
Neben einer wesentlichen Verwaltungsvereinfachung und einer 
Senkung der Verwaltungskosten wird für eine Reform in die- 
sem Sinne mit Recht darauf hingewiesen, daß dadurch eine 
gerechtere Verteilung der Steuerlast auf die Kraftfahrzeug- 
halter entsprechend den Fahrleistungen, also nach Maßgabe 
der Inanspruchnahme der Straßen herbeigeführt würde. 

Einer Verwirklichung dieses Vorschlages stehen z.Zt. ge- 
wisse Bedenken entgegen. Jedoch sollte bereits im Rahmen 
des vorliegenden Entwurfs zumindest für Motorräder und 
Personenkraftwagen eine teilweise Verlagerung. der Steuer- 
last in der angezeigten Richtung vorgenommen werden. Hier- 
durch würde insbesondere eine gerechtere Besteuerung sol- 
cher Halter von Motorrädern und Personenkraftwagen herbei- 
geführt, die das Fahrzeug nicht zu beruflichen Zwecken be- 
nutzen und deshalb überwiegend geringere Fahrleistungen 
erreichen als Kraftfahrzeughalter, denen die Verwendung 
ihres Fahrzeuges zu beruflichen Zwecken ohnehin steuerli- 
che Vergünstigungen einräumt. 

Die Regierungsvorlage hatte eine Senkung der Kraftfahrzeug- 
steuer nur für Personenkraftwagen und nur in Höhe von 
20 v.H. des geltenden Steuersatzes vorgeschlagen. Diese 
Senkung ist nicht ausreichend, um das angestrebte Ziel 
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einer Anpassung der Steuerlast an die tatsächliche Fahr- 
leistung zu erreichen. Außerdem muß eine solche Maßnahme 
schon deshalb auf Motorräder ausgedehnt werden, weil die 
zur Deckung des Steuerausfalls erforderliche Erhöhung 
der Mineralölsteuer für Vergaserkraftstoffe die Halter 
von Motorrädern gleichfalls belastet. 

Der Entwurf bezweckt mit dieser Änderung der Besteuerung 
nicht eine allgemeine Entlastung der Halter von Motor- 
räadern und Personenkraftwagen, sondern nur'eine gerechtere 
Verteilung der Steuerlast entsprechend der tatsächlichen 
Fahrleistung. Deshalb ist ein Ausgleich des Steuerausfalls 
durch eine entsprechende Anhebung der Mineralölsteuer 
für Vergaserkraftstoffe notwendig. 

Um einen Ausgleich zwischen dem Bund und den Ländern 
hinsichtlich des Mehraufkommens aus der Mineralölsteuer 
entbehrlich zu machen, begnügt sich der Entwurf mit dem 
Vorschlag, die Kraftfahrzeugsteuer für Motorräder und 
Personenkraftwagen um 40 v.H. zu senken. Der insoweit ent- 
stehende Ausfall in den Kraftfahrzeugsteuereinnahmen der 
Länder wird durch die gleichzeitige Anhebung der Kraftfahr- 
zeugsteuer für Lastkraftwagen usw. rechnungsmäßig aus- 
geglichen. 

2 . Änderung_der_Bes t euerungsgrundlage_f ür_Las tkraf twagen^ 

Der Entwurf sieht in Übereinstimmung mit der Regierungs- 
vorlage eine Änderung der Besteuerungsgrundlage derart vor, 
daß die bisher nach dem Eigengewicht besteuerten Fahrzeuge 
nunmehr nach dem Gesamtgewicht besteuert werden. Dasselbe 
gilt für die bisher nacn der Motorleistung besteuerten 
Zugmaschinen. 

Die Besteuerung nach dem Eigengewicht macht für jedes 
einzelne Fahrzeug eine Ermittlung des Eigengewichts bei 
der ersten Steuerfestsetzung und eine laufende Nachprüfung 
im Hinblick auf die Möglichkeit späterer Veränderungen 
erforderlich. Dies hat in der Praxis zu einer erheblichen 
Arbeitsmehrbelastung der Kraftfahrzeugsteuerbehörden ge- 
führt. 

Das verkehrsrechtlich höchstzulässige Gesamtgewicht wird 
dagegen für reihenweise gefertigte Fahrzeuge bei der Er- 
teilung der Allgemeinen Betriebserlaubnis nach § 20 StVZO, 
bei Einzelfertigungen bei der Erteilung der Betriebser- 
laubnis nach § 21 StVZO festgelegt. Spätere Veränderungen 
am Fahrzeug, auch wenn sie zu einer Änderung des Eigenge- 
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gewichtes führen, lassen das der Besteuerung zugrunde 
liegende Gesamtgewicht unverändert, so daß die Notwendig- 
keit von Nachprüfungen entfällt . 

Die bisher für Zugmaschinen und Sattelzugmaschinen der 
Besteuerung zugrunde gelegte Höchstbremsleistung ist tech- 
nisch nur sehr schwierig eindeutig festzulegen. Ihre Bei- 
behaltung ist deshalb nicht zweckmäßig® 

Die vorgeschlagene Umstellung auf das verkehrsrechtlich 
höchstzulässige Gesamtgewicht schafft für alle Arten von 
Nutzkraftwagen und Anhänger eine einheitliche Besteuerungs- 
grundlage, die die Steuerfestsetzung erleichtert, Steuer- 
hinterziehungen erschwert und damit die Verwaltungsarbeit 
vereinfacht. Sie entspricht auch den Interessen der Fahr- 
zeughalter,, 

3 . Änderung_der_Steuerstufen_für_Zweiradkraftf ahrzeuge 

Die Motorradindustrie hat angeregt, die Abstufung des 
Steuertarifs nach 100 ccm durch eine andere zu ersetzen, 
durch die die Industrie im Gegensatz zur jetzigen Rege- 
lung nicht gezwungen wird, mit Rücksicht auf die Steuer 
technisch unzweckmäßige und für die Ausfuhr nicht geeignete 
Typen zu bauen® Der Entwurf sieht daher in Übereinstimmung 
mit der Regierungsvorlage vor, daß an die Stelle der bis- 
herigen Abstufung von je 100 ccm eine Abstufung von je 
25 ccm tritt. Eine Erhöhung der steuerlichen^Belastung 
ist nicht beabsichtigt, vielmehr bedeutet die gleichzei- 
tig vorgeschlagene Senkung der Kraftfahrzeugsteuersätze 
eine Entlastung für alle Halter von Motorrädern, die nur 
verhältnismäßig geringe Fahrleistungen erreichen. 

4 • Änöerung^d er_st euerlichen_Behandlung_von_Dref radkraf t- 

In Übereinstimmung mit der Regierungsvorlage hält der 
Entwurf eine Änderung der Besteuerung für- Dreiradkraft- 
fahrzeuge für erforderlich. Obwohl Dreiradkraftfahrzeuge 
seit 1. Oktober 1934 verkehrsrechtlich nicht mehr Kraft- 
räder sind, werden sie nach dem geltenden -Steuerrecht 
als Zweiradkraftfahrzeuge behandelt. Trotz der Änderung 
der verkehrsrechtlichen Bestimmungen sollte damals eine 
steuerliche Mehrbelastung der Dreiradkraftfahrzeuge ver- 
mieden werden. Die steuerliche Gleichstellung der Dreirad- 
kraftfahrzeuge mit den Zweiradkraftfahrzeugen ist jedoch 
nach der inzwischen eingetretenen technischen Weiterent- 
wicklung dieser Fahrzeuge nicht mehr angemessen. 
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Soweit Dreiradkraftfahrzeuge ausschließlich zur Beför- 
derung von Personen eingerichtet und bestimmt sind und . 
damit in ihrem Verwendungszweck den Personenkraftwagen 
gleichstehen, sind sie auch steuerlich als solche zu be- 
handeln. Eine wesentliche Mehrbelastung wird hierdurch im 
Hinblick auf die vorgeschlagene Senkung der Kraftfahr- 
zeugsteuer für Motorräder und Personenkraftwagen nicht 
eintreten. Soweit dagegen Dreiradkraftfahrzeuge zur Be- 
förderung von Gütern eingerichtet und bestimmt sind, 
rechtfertigt sich eine höhere Besteuerung als sie zur 
Zeit vorgesehen ist. Eine steuerliche Gleichstellung 
mit vierrädrigen Lastkraftwagen ist jedoch mit Rücksicht 
auf die geringere Leistungsfähigkeit dieser überwiegend 
im Orts- und Nachbarschaftsbereich eingesetzten Fahrzeuge 
nicht angemessen. 

5 ° §i!!H££ii£ke m Behcmdlung_von_Kombinationskraftwagen 

Das Verkehrsrecht kannte bis zum 31« August 1953 den Be- 
griff des "Kombinationskraftwagens H nicht. Die handelsüb- 
lich als solche bezeichneten Fahrzeuge wurden vielmehr als 
Personenkraftwagen oder Lastkraftwagen zugelassen. Für 
die Zuordnung wurden die für die steuerliche Behandlung 
maßgebenden §§ 5» 6 KfzStDB herangezogen. 

Durch die Änderung der Straßenverkehrszulassungsordnung 
vom 23. August 1953 (Neufassung des § 23 Abs* 1) werden seit 
dem 1. September 1953 Kraftfahrzeuge mit einem zulässigen Ge?= 
samtgewicht von nicht über 2,5 t, die zur wahlweisen oder 
gleichzeitigen Beförderung von Personen und Gütern eingerich- 
tet und bestimmt sind, als "Kombinationskraftwagen" zugelas- 
sen. Das Steuerrecht muß dieser Veränderung der verkehrs- 
rechtlichen Bestimmung Rechnung tragen. 

Kombinationskraftwagen nehmen nach ihrem Verwendungszweck 
eine Mittelstellung zwischen Personenkraftwagen und Last- 
kraftwagen ein. Die in Deutschland überwiegend gebauten 
Typen sind aus Personenkraftwagen entwickelt, von denen 
sie sich häufig nur dadurch unterscheiden, daß der bei 
den kleinen PKW-Ty-pen unzureichende Raum zur Mitnahme 
von Reisegepäck vergrößert und bequemer zugänglich ge- 
macht ist. 

Die steuerliche Behandlung von Kombinationskraftwagen 
sollte dieser Tatsache Rechnung tragen, d.h. die Steuer 
sollte einen Mittelwert zwischen der bei Versteuerung 
nach dem PKW-Steuersatz und dem LKW-Steuersatz zu erhe- 
benden Betrag darstellen. 
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6 . Steuerbef reiung^von^Obussen^und^Omnibussen^ 
äi®_i m _Ortslinienverkehr_eingeset zt_sind 

Straßenbahnen erschweren bisweilen den glatten Ablauf 
des Straßenverkehrs - insbesondere in den Innenständten - 
weil sie wegen ihrer Schienengebundenheit anderen Ver- 
kehrsteilnehmern nicht ausweichen können. Dieser Nachteil 
ist bei der Verwendung von Oberleitungs-Omnibussen und 
Omnibussen nicht vorhanden. Deshalb geht die moderne 
Verkehrsentwicklung stellenweise dahin, die Straßen- 
bahnen durch solche nicht an Schienen gebundene Fahr- 
zeuge zu ersetzen. Diese Entwicklung durch steuerliche 
Erleichterungen zu fördern erscheint insbesondere mit 
Rücksicht auf die schwierige finanzielle Lage der 
öffentlichen und gemischt-wirtschaftlichen Nahverkehrs- 
unternehmungen als Träger des städtischen--Verkehrs an- 
gemessen. Eine Beschränkung der Steuerbefreiung auf 
Obusse, wie sie die Regierungsvorlage vorgesehenhat, 
ist nicht gerechtfertigt. Die Frage, ob eine Umstellung 
des Straßenbahnbetriebes auf Obus- oder Omnftbusbe trieb 
zweckmäßig ist, kann nur nach den betrieblichen Gege- 
benheiten des einzelnen Nahverkehrsbetriebes entschie- 
den werden. Die Steuergesetzgebung muß beide MögliclD- 
keiten gleich behandeln. Auch der Bundesrat hat eine 
steuerliche Begünstigung der im Ortslinienverkehr ein- 
gesetzten Omnibusse grundsätzlich anerkannt. Dabei ist 
auch zu berücksichtigen, daß die von der Steuerbegün- 
stigung fast ausschließlich betroffenen Omnibusse der 
kommunalen und gemischtwirtschaftlichen Verkehrsbetrie- 
be überwiegend nur gemeindeeigene Straßen benutzen, zu 
deren Bau- bzw. Unterhaltungskosten aus dem Kraftfahr- 
zeugsteueraufkommen ohnehin keine oder doch keine nen- 
nenswerten Beiträge geleistet werden. 

Es ist Aufgabe der Durchführungsbestimmungen, die Vor- 
aussetzungen für die Steuerbefreiung so festzulegen, 
daß der Zweck der Maßnahme erreicht, eine Ausdehnung 
der Befreiung auf nicht steuerlich förderungswürdige 
Fahrzeuge - z.B. solche, die gleichzeitig im Gelegen- 
heitsverkehr eingesetzt werden - aber ausgeschlossen 
wird. 


9 



II . Im einzelnen ist zu den vorgeschlagenen Änderungen noch 
auf folgendes hinzuweisen 

1 . Zu Artikel 1 

— — rr— 

Steuerbegünstigung für Körperbehinderte 

In der französischen Zone und in Berlin gelten z. Zt* 
noch die §§ 44 und 45 der Durchführungsbestimmungen zuip 
Kraftfahrzeugsteuergesetz vom 5» Juli 1955 (RGBl. I S. 
875)» während in der britischen und amerikanischen Zone 
§ 9 der Durchführungsverordnung zum Kontrollratsgesetz 
Nr. 14 (Kraftfahrzeugsteuer) nach seiner Änderung durch 
das Kontrollratsgesetz Nr. 51 (für die britische Zone; 
Steuer- und Zollblatt 1947 S. 184) gilt. 

Die Schaffung einer einheitlichen Rechtsgrundlage für 
das Bundesgebiet ist erforderlich. Der Entwurf übernimmt 
die Passung, wie sie der Finanzausschuß des Bundesrats 
vorgeschlagen hat. Lediglich in Abs. 1 Satz 1 sind die 
Worte "infolge ihrer Körperbehinderung" durch n mit Rück- 
sich auf ihre Körperbehinderung 1 ’ ersetzt worden. 

Besteuerung von Zweiradkraftfahrzeugen 

Zur Durchführung der von der Motorradindustrie gewünsch- 
ten Änderung der Steuerstufen - Abstufung von nur 25 ccm 
statt der bisherigen Abstufung von 100 ccm - ist folgen- 
des zu berücksichtigen: Würde man als Steuer je 25 ccm 
Hubraum ein Viertel des nach der bisherigen Abstufung von 
je 100 ccm unter Berücksichtigung der vorgesehenen Sen- 
kung der Kraftfahrzeugsteuer für Motorräder um 40 v.H. zu 
entrichtenden Steuerbetrages von 7.20 DM festsetzen, so 
ergäbe sich ein nicht unerheblicher Steuerausfall. Um 
dies zu verhindern und um gleichzeitig die mit Rücksicht 
auf § 15 Abs. 2 Satz 1 erforderliche Teilbarkeit des Jah- 
ressteuerbetrages durch 12 zu bewirken, sieht der Entwurf 
eine Jahressteuer von 2.40 PM je 25 ccm Hubraum oder 
einen Teil davon vor. 

Der Steuerausfall durch die vorgeschlagene Senkung des 
Steuersatzes für Motorräder ist unter Zugrundelegung des 
Bestandes am 1. Juli 1955 auf rd. 12 Mill. DM zu veran- 
schlagen. Er wird durch die gleichzeitig vorgesehene Er- 
höhung der Mineralölsteuer für Vergaserkraftstoffe um 
4 Pf. je Liter ausgeglichen. 

Besteuerung von Dreiradkraftfahrzeugen 

Während für Dreiradkraftfahrzeuge, die zur Personenbe- 
förderung verwendet werden, die Anwendung des für Perso- 
nenkraftwagen geltenden Steuersatzes angemessen ist, er- 
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scneitrt iür Dreiradkraftfahrzeuge, die zur Güterbef ördea-u ■ 
rung eingerichtet und bestimmt sind, eine Erhöhung des 
jetzigen Steuerbetrages von 12 DM je 100 ccm Hubraum auf 
16 DM angemessen. 

Besteuerung von Personenkraftwagen 

Die vorgeschlagene Senkung der Steuer für Personenkraft- 
wagen um 40 v.H. führt zu einem Jahressteuerbetrag von 
0.6.0 DM je 100 ccm Hubraum oder einen Teil davon. Der 
dadurch entstehende Steuerausfall beträgt unter Zugrunde- 
legung. des Bestandes an Personenkraftwagen am 1 . Juli 
1953 rd. 94 Mill. DM. Die zum Ausgleich vorgeschlagene 
Erhöhung der Mineralölsteuer für Vergaserkraftstoffe um 
4 Pf je Liter erbringt ein Mehraufkommen von rd. 

135 Mill. DM, unter Zugrundelegung des für 1954 nach dem 
Ergebnis der ersten vier Monate geschätzten Sahresver- 
brauchs an Benzin und Benzol. 

Besteuerung von Kombinationskraftwagen 

Einer Besteuerung von Kombinationskraftwagen nach dem 
Gesamtgewicht, wie sie die Regierungsvorlage vorsieht, 
würde für die in Deutschland überwiegend gebauten kleinen 
Kombinationskraftwagen mit Motoren mit geringem Hubvolu- 
men eine wesentliche Erhöhung der Steuerlast bringen, die 
sachlich nicht vertretbar ist. Dagegen würden Fahrzeuge 
mit großvolumigen Motoren wie z.B. die sogen. "Station- 
Cars" ausländischer Bauart, eine nicht gerechtfertigte 
Begünstigung erfahren. 

Die vorgeschlagene Festsetzung der Steuer für Kombinatiotas- 
kraftwagen auf 5*40 DM je 100 ccm Hubraum, zuzüglich 
11.25 DM je 200 kg Gesamtgewicht, trägt den tatsächlichen 
Verhältnissen in Deutschland Rechnung. Sie führt in ein- 
zelnen Fällen zu unwesentlichen Steuererhöhungen bzw. 
-Senkungen. 

Besteuerung von [Lastkraftwagen, Kraftomnibussen, Zugma- 
schinen und ähnlichen Fahrzeugen 

Die Änderung der Besteuerungsgrundlage für Lastkraftwagen 
usw. macht eine Anpassung der Steuersätze an die neue 
Bemessungsgrundlage erforderlich. Gleichzeitig ist die 
seit langem geforderte Beseitigung der Steuerbegünstigung 
für schwere Lastkraftwagen usw. durchzuführen. 

Da das Verhältnis zwischen dem Eigengewicht und der Nutz- 
last bei Lastkraftwagen im großen und ganzen etwa wie 
1 : 1 ist, so ergibt die Umstellung des Steuertarifs vom 
Eigengewicht auf das zulässige Gesamtgewicht einen Steu- 
ersatz von 22.50 DM für je 200 kg Gesamtgewicht anstelle 
von 45 DM für je 200 kg Eigengewicht. 
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Dieser Steuersatz ist nunmehr gleichmäßig für alle Ge- 
wichtsstufen anzuwenden, d.h. die bisher bei dem 2400 kg 
übersteigenden steuerbaren Gewicht eintretende Degression 
des Steuersatzes - statt 45 DM nur noch 15 DM für je 
200 kg Eigengewicht - fällt künftig weg. 

Der neue Steuersatz bedeutet für schwere Lastkraftwagen 
und Omnibusse eine erhebliche Mehrbelastung, die bei 
Schwerstfahrzeugen einer Verdoppelung der jetzigen Steuer- 
sätze gleichkommt. Der Entwurf lehnt die Einführung pro- 
gressiver Steuersätze, wie sie die Regierungsvorlage für 
das 15000 kg übersteigende Gesamtgewicht vorsieht, für 
Kraftfahrzeuge und Anhänger ab. Eine Progression der Steuer- 
sätze kann nur durch den bisher fehlenden Nachweis gerecht- 
fertigt werden, daß Schwer st f ahrzeuge eine feststellbare 
zusätzliche Abnutzung der Straßen verursachen. Der Entwurf 
geht von der Annahme aus, daß die Beseitigung der bisher 
vorhandenen Degression im Steuertarif für Lastkraftwagen 
usw. eine der tatsächlichen Beanspruchung der Straßen ent- 
sprechende Belastung herbeiführen wird. Es wird Aufgabe 
einer sorgfältigen Analysierung der Straßenkosten und der 
vom Kraftverkehr zu ihrer Deckung aufgebrachten Leistungen 
sein, klare Ergebnisse darüber zu liefern, ob durch die 
Neuordnung der Kraftfahrzeugbesteuerung für Lastkraft- 
wagen usw. eine auch unter dem Gesichtspunkt der Herstellung 
gleicher Wettbewerbsvoraussetzungen bei Schiene und Straße 
gerechte Besteuerung gegeben ist. 

Es muß weiter berücksichtigt werden, daß durch die gleich- 
zeitig angeregte Änderung der verkehrsrechtlichen Vorschrif- 
ten über die zulässigen Gesamtgewichte von Lastzügen die 
jetzt noch vorhandenen übermäßigen schweren Einheiten künf- 
tig wegfallen werden. 

Steuerermäßigung für Lastkraftwagen zur Beförderung von 

Abraum und Baumaterial innerhalb von Baustellen 

Aus der Regierungsvorlage überMnüSt der Entwurf eine 
Steuerermäßigung für Lastkraftwagen, die ausschließlich 
auf Baustellen eingesetzt sind. In der Bauwirtschaft werden 
seit einigen Jahren Spezialkraftwagen verwendet, die nach 
ihrer Bauart und ihren besonderen Einrichtungen zur Beför- 
derung von Abraum und Baumaterial innerhalb von Baustellen 
besonders geeignet sind. Schwache Motorleistung, niedrige 
Geschwindigkeit, Spezialeinrichtuhgen und Verwendung auf 
Bäustellen bedingen, daß solche Fahrzeuge die öffentlichen 
Straßen nur in geringem Maße befahren. Der Entwurf sieht 
deshalb vor, solche Kraftfahrzeuge nur mit der Hälfte des 
Steuersatzes für Lastkraftwagen zu besteuern. Um einem 
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Mißbrauch der Begünstigung vorzubeugen, soll die Steuer- 
ermäßigung für die Gültigkeitsdauer der Steuerkarte ent- 
fallen, wenn das Fahrzeug auf einer öffentlichen Straße 
zur Beförderung der bezeichneten Güter außerhalb eines 
Umkreises von einem Kilometer, gerechnet von der Baustel- 
le, oder zur Beförderung von anderen als den im Gesetz be- 
zeichneten Gütern benutzt wird. 

Selbstfahrende Arbeitsmaschinen im Sinne des § 18 Abs. 2 
Nr. 1 StVZO bleiben von dieser Bestimmung unberührt. 

Besteuerung von Anhängern 

Die Umstellung auf das zulässige Gesamtgewicht muß auch 
bei Anhängern mit einer Veränderung der jetzigen Steuer- 
sätze verbunden werden. 

Der Steuersatz für Anhänger beträgt z.Zt. 20 DM je 200 kg 
Eigengewicht. Da das Verhältnis zwischen dem Eigengewicht 
und dem zulässigen Gesamtgewicht bei Anhängern im gewo- 
genen Mittel rund 1 : 3 beträgt, würde die Umstellung des 
bisherigen Steuersatzes auf das zulässige Gesamtgewicht 
einen Jahressteuerbetrag für Anhänger von 6.60 DM je 200 kg 
Gesamtgewicht ergeben. Der Entwurf sieht jedoch einen Steu- 
ersatz von 17 DM je 200 kg Gesamtgewicht vor. Das bedeu- 
tet eine Erhöhung des Steuersatzes für Anhänger auf 
258 v. H. 

Bei Anhängern den gleichen Steuersatz wie bei Lastkraft- 
wagen zu erheben, ist nicht gerechtfertigt. Einmal sind 
ganz allgemein Auslastung und Einsatzhäufigkeit bei An- 
hängern geringer als bei Lastkraftwagen. Das gilt nicht 
nur im Güterfernverkehr, für den der Anhänger in erheb- 
lichem Umfange den Charakter einer betrieblichen Kapa- 
zitätsreserve trägt, sondern ganz besonders für den Güter- 
nahverkehr, für den die Verwendung von Anhängern weitge- 
gend durch die Eigenart der Transport abwicklung bedingt 
ist. Hier werden mit Rücksicht auf eine wirtschaftliche 
Gestaltung der Be- und Entladung im großen Umfange für 
ein Zugfahrzeug mehrere Anhänger gehalten, die jeweils nur 
relativ geringe Fahrleistungen im Jahresdurchschnitt er- 
reichen. 

Es muß außerdem berücksichtigt werden, daß die Benutzung 
von Anhängern die Verwendung entsprechend schwerer Motor- 
fahrzeuge erforderlich macht. Dadurch entsteht beim Motor- 
fahrzeug, das zum Ziehen von Anhängern benutzt wird, be- 
reits eine zusätzliche Steuerbelastung durch den Mehrver- 
brauch an Kraftstoff, die bei der Besteuerung der Anhänger 
Berücksichtigung finden muß. 
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Weiter ist darauf hinzuweisen, daß die Verwendung von 
Personenanhängern im Omnibusbetrieb für die Unternehmen 
des Ortslinienverkehrs eine wesentliche Voraussetzung 
bedeutet, Massenverkehr, insbesondere zu sozial begün- 
stigten Tarifen, abwickeln zu können. Im übrigen gilt 
hier in besonderem Maße die Feststellung, daß der An- 
hänger zur Personenbeförderung im Omnibusbetrieb den 
Charakter einer Transportreserve trägt. 

Besteuerung von Sattelanhängern 

Das der Steuer unterliegende Gesamtgewicht des Sattel- 
anhängers muß um die Auflagelast vermindert werden. Bei 
der Sattelzugmaschine ist in dem der Steuer unterliegen- 
den zulässigen Gesamtgewicht die Auflagelast des Sattelan- 
hängers bereits mit dem möglichen Höchstwert enthalten. 

Sie kann also nicht noch einmal beim Sattelanhänger der 
Steuer unterworfen werden. Wenn die Auflagelast der Sat- 
telzugmaschine dem Gesamtgewicht des Sattelanhängers hinzu- 
gerechnet wird, so würde das dazu führen, daß das der Be- 
steuerung unterliegende Gesamtgewicht eines Sattelzuges 
höher wäre als die tatsächlich auf die Straße gelangende 
und nach den Straßenverkehrsvorschriften höchstzulässige 
Gesamtlast des Zuges. 

Besteuerung von Schwertransportanhängern 

Der Einsatz von Anhängern, die nach § 70 in Verbindung mit 
§§ 32, 34 StVZO nur mit einer Ausnahmegenehmigung zuge- 
lassen werden können, zur Beförderung schwerer oder um- 
fangreicher Gegenstände bedarf nach § 5 StVO der Erlaubnis 
der Straßenverkehrsbehörde, vor deren Erteilung die Stra- 
ßenbaubehörde zu hören ist, wenn etwa zum Schutze der 
Straßen Bedingungen gestellt werden müssen. Die Einsatz- 
häufigkeit dieser Spezialanhänger liegt also nicht im Er- 
messen des Halters, auch wird sie nicht nur von der 
Nachfrage nach der verladenden Wirtschaft bestimmt, wie es 
sonst im Transportgewerbe der Fall ist. Vielmehr hängt 
die Durchführung von Transporten mit diesen Spezialanhängern 
entscheidend von der Erteilung der Genehmigung nach 
§ 5 StVO ab. Dieser Umstand zwingt zu einer steuer- 
lichen Sonderbehandlung dieser Anhänger. An und für 3ich 
ist eine pauschalierte Kraftfahrzeugsteuer dort nicht ge- 
rechtfertigt, wo der Staat es sich Vorbehalten hat, den 
Einsatz des Anhängers zu genehmigen oder abzulehnen, so 
daß der Halter trotz vorhandener Nachfrage der verladenden 
Wirtschaft in der freien Einsatzmöglichkeit des Anhängers 
aufgrund gesetzlicher Vorschriften beschränkt ist. Dennoch 
hält der Entwurf zur Wahrung des einheitlichen Systems der 
Kraftfahrzeugsteuer an der Pauschalierung fest. 
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Die verschiedenen Verwendungszwecke der Schwertransport- 
Anhänger bringen es mit sich, daß sie entsprechend ihrer 
Bauart mit unterschiedlichen Nutzlasten zugelassen werden 
je nach den Geschwindigkeiten, mit denen diese Anhänger im 
Einzelfalle gefahren werden, wobei von der durch die Bauart 
bedingten Normalgeschwindigkeit ausgegangen wird. Erhöhte 
Nutzlasten werden nur bei entsprechenden Geschwindigkeits- 
beschränkungen z.B. für eine Geschwindigkeit von 20 oder 
8 Stundenkilometer erlaubt. 

Entrichtung der Steuer in Halbjahres-, Viertel jahres- 
und Monatsraten 

Im Gesetzentwurf ist vorgesehen, daß die Steuer bei Zwei- 
radkraftfahrzeugen, bei Dreiradkraftfahrzeugen und bei 
Personenkraftwagen außer für die Dauer eines Jahres auch 
für die Dauer eines Halbjahres oder eines Vierteljahres, 
bei den anderen Fahrzeugen zudem noch für die Dauer eines 
Monats entrichtet werden darf. Nach geltendem Recht können 
sämtliche Fahrzeuge monatlich versteuert werden. Der Ge- 
setzentwurf beseitigt diese Möglichkeit für Zweiradkraft- 
fahrzeuge, Dreiradkraftfahrzeuge und Personenkraftwagen. 

Der kürzeste Besteuerungszeitraum für diese Fahrzeuge 
soll nunmehr das Vierteljahr sein. 

Wechsel des Besteuerungszeitraumes 

Nach dem geltenden Recht kann der Fahrzeughalter den 
Besteuerungszeitraum beliebig wechseln. Diese Möglichkeit 
hat zu großen verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten geführt 
bei den Finanzämter, die die Kraftfahrzeugsteuer mit Hilfe 
eines Lochkartenverfahrens verwalten. Das Lochkartenver- 
fahren ist seiner Natur nach in gewissem Umfang starr. 

Die Änderung des Besteuerungszeitraumes bereitet Schwie- 
rigkeiten, weil die Steuerkarten regelmäßig schon etwa 
20 bis 25 Tage vor Beginn des Besteuerungszeitraumes her- 
gestellt werden müssen. Deshalb sieht der Entwurf v.or, 
daß ein Wechsel des Besteuerungszeitraumes nur zulässig 
sein soll, wenn er spätestens einen Monat vor Beginn der 
Gültigkeitsdauer der neuen Steuerkarte beim Finanzamt 
beantragt worden ist. 


Zu Artikel 3 


Übergangsvorschrif ten 

Steuerkarten werden nach § 14 Abs. 2 des Kraftfahrzeug- 
steuergesetzes auf die Dauer eines Jahres, eines Halb- 
jahres, eines Vierteljahres oder eines Monats ausgestellt. 
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Die Gültigkeitsdauer richtet sich nach dem Zeitabschnitt , 
für den die Steuer entrichtet wird. Sie "beginnt mit dem 
Tage der Steuerfestsetzung oder, wenn das Kraftfahrzeug 
vorher benutzt worden ist, mit dem Tage der ersten Be- 
nutzung. Wenn eine Monatssteuerkarte vor Inkrafttreten des 
Abschnittes $ dieses Gesetzes ausgestellt worden ist, 
wird nach Abschnitt I Artikel 3 Abs. 1 auf die Erhebung 
einer aufgrund der Änderung sich ergebenden höheren Steu- 
er verzichtet. Das gleiche gilt für Vierteljahres-, Halb- 
jahres- und Jahressteuerkarten, soweit deren Gültigkeits- 
dauer innerhalb zweier Monate nach Inkrafttreten des Ab- 
schnitts I dieses Gesetzes abläuft. Beträgt die restliche 
Gültigkeitsdauer bei Inkrafttreten mehr als zwei Monate, 
so ist ein sich ergebender Mehrbetrag innerhalb eines Mo- 
nats nach Inkrafttreten des Abschnittes I dieses Gesetzes 
unaufgefordert zu entrichten. Falls sich infolge der Geset- 
zesänderung eine niedrigere Steuer als die bisher ent- 
richtete ergibt, sieht der Entwurf unter bestimmten Vor- 
aussetzungen eine Erstattung vor. 

Zu Abschnitt II; Änderung des Beförderungssteuergesetzes 

Die vorgeschlagenen Änderungen des Beförderungssteuergesetzes 
erstrecken sich im wesentlichen auf: 

1 o steuerliche Begünstigung des Straßenbahnverkehrs im Orts- 
und Nachbarortsbereich sowie des Ortslinienverkehrs mit 
Kraftomnibussen und Obussen; 

2. Erhöhung der Beförderungssteuer im Werkfernverkehr; 

3 • Verlagerung der Beförderungssteuerpflicht auf das Verkehrs- 
unternehmen 

Zu den einzelnen Vorschlägen ist auf folgendes hinzuweisen: 

Der Entwurf übernimmt die in der Regierungsvorlage vorgeschla- 
gene Neufassung des § I mit der Änderung, daß der Güterkraft - 
verkehr in der Nahzone beförderungssteuerfrei bleibt. Außer- 
dem ist in § 1 Abs. 2 die vom Bundesrat vorgeschlagene re- 
daktionelle Änderung aufgenommen, um die Gleichstellung der 
Arbeiter, Angestellten und Beamten hinsichtlich der Beför- 
derungssteuerfreiheit sicherzustellen. 

Die Erstreckung der Beförderungssteuer auf den Güterkraftver- 
kehr in der Nahzone im Sinne des Güterkraftverkehrsgesetzes ist 
nicht gerechtfertigt. Soweit sie mit dem Hinweis darauf gefor- 
dert wird, 
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d.-.ü eine Angleichung der Wettbewerbsbedingungen zwischen dem 
Kraftverkehr und den Eisenbahnen erforderlich wäre, steht dem 
die Tatsache gegenüber, daß die Güterbeförderung mit Kraft- 
fahrzeugen in der Nahzone zu einem wesentlichen Teil überhaupt 
nicht im Wettbewerb zu den Eisenbahnen steht c Das gilt insbe- 
sondere für den Orts-und Nachbarschaftsverkehr, der in erheb- 
lichem Umfang Zubringerdienste zur Schiene leistet oder aber 
Beförderungen durchführt, die für die Eisenbahnen ohnehin nicht 
in Betracht kommen. Der Orts-und Nachbarschaftsbereich müßten 
deshalb auf jeden Pall von der Einführung der Beförderungssteuer 
im Werkverkehr bzw. von der Erhöhung der vom gewerblichen Ver- 
kehr z.Zt. zu zahlenden Umsatzsteuer in Höhe von 4 v.H. auf 
den Beförderungssteuersatz von 7 v.H. befreit bleiben. Hier- 
durch würden aber unüberwindliche Abgrenzungsschwierigkeiten 
hervorgerufen. Jede Verteuerung der Beförderungsleistungen im 
Hahverkehrsbereich, die bei einer Maßnahme im Sinne der Regie- 
rungsvorlage eintreten würde, ist aber wirtschaftlich uner- 
wünscht und läßt sich mit verkehrspolitischen Erwägungen umso 
weniger rechtf ertigen, als gerade der Nahverkehrsbereich in 
vermehrtem Umfang zu einem Betätigungsfelde des Kraftverkehrs 
gemacht werden soll. 

Im übrigen muß zur Frage der Gleichheit der Wettbewerbsbedingun- 
gen zwischen Schiene und Straße in diesem Zusammenhang auch 
noch darauf aufmerksam gemacht werden, daß die Deutsche Bun- 
desbahn z.Zt. jedenfalls von der Abführung der Beförderungs- 
steuer befreit ist und auf steuerlichem Gebiet eine Gleich- 
stellung zwischen der Bundesbahn und dem Kraftverkehr bzw. 
auch den Privateisenbahnen schon aus dem Grunde nicht vorliegt, 
weil die Steuervorteile der Bundesbahn in erheblichem Umfang 
durch ihre Rechtsstellung bereits festgelegt sind. Sollte nach- 
gewiesen werden können, daß für die Wettbewerbslage der Bundes- 
bahn die formelle Belastung mit der Beförderungssteuer in der 
Nahzone eine Benachteiligung bedeutet, so steht der Entwurf 
auf dem Standpunkt, daß dann ein Ausgleich nur durch eine ent- 
sprechende Befreiung der Bundesbahn - sinngemäß auch der 
Irlvat-Eisenbahnen - von der Beförderungssteuer in der Nahzone 
geschaffen werden kann. 

üußer diesen Gesichtspunkten, die eine Belastung der Güterbe- 
förderung mit Kraftwagen in der Nahzone sowohl für den gewerb- 
lichen Güternahverkehr als auch für den Werknahverkehr untun- 
lich erscheinen lassen, tritt für den letzteren noch der Ge- 
sichtspunkt hinzu, daß eine Festlegung der Beateuerungsgrund- 
lage wegen der Unterschiedlichkeit in den Beförderungsleistun- 
gen im Werkverkehr nahezu unmöglich ist, wenn der Forderung 
steuerlicher Gerechtigkeit auch nur einigermaßen Rechnung ge- 
tragen werden soll. Der Ertrag aus einer Beförderungssteuer 
im Werkverkehr würde überdies in keinem wirtschaftlich ange- 
messenen Verhältnis zu den Verwaltungskosten und dem bei den 
Betrieben erforderlich werdenden Verwaltungsaufwand stehen. 
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§ 3 Abs. 1 Nr. 2 in der bisherigen Passung sieht die Beför- 
derungssteuerfreiheit für die Beförderung von Gütern vor, 
die den Zwecken des eigenen Beförderungsunternehmens dienen. 
Der Entwurf schlägt die Streichung dieser Bestimmung vor, äs 
eine allgemeine Steuerbefreiung des '‘Werkverkehrs" der Beför- 
derungsunternehmen nicht als gerechtfertigt angesehen werden 
kann . 


In Nummer 2 (neu) übernimmt der Entwurf die vom Bundesrat vorge- 
schlagene öleichstellung des Expreßgutverkehrs der Privat- 
Eisenbahnen mit der in der Regierungsvorlage vorgesehenen Be- 
freiung nur der Bundesbahn. 

In Nummer 3 lehnt der Entwurf die Einschränkung der Beför- 
derungssteuerfreiheit für die Beförderung von Kohlen aller Art 
auf den Schinenverkehr ab. Damit wird der Entscheidung der Frage, 
ob die Beförderung von K 0 hlen usw. mit Kraftfahrzeugen außer- 
halb der Nahzone verkehrspolitisch erwünscht ist, nicht vorgeü 
griffen» Soweit hier eine Beschränkung der Tätigkeit des Kraft- 
verkehrs erforderlich erscheint, wird es tarifpolitischer Maß- 
nahmen befürden. Eine unterschiedliche steuerliche Behandlung 
dagegen wird weder den gewünschten Erfolg erzielen können, noch 
läßt sie sich im Rahmen der Steuergesetzgebung rechtfertigen» 

In den Nummern 4 und 5 sieht der Entwurf eine Freistellung der 
Personenbeförderung im Orts- und Nahbereich vor ohne Rücksicht 
darauf, ob die Beförderung mit Straßenbahnen, mit Obussen oder 
Omnibussen durchgeführt wird. 

Im Interesse niedriger Beförderungstarife im Orts- und Nahhbar- 
ortsverkehr, der vorwiegend von den Öffentlichen und gemischt- 
wirtschaftlichen Verkehrsbetrieben bedient wird, und wegen ihrer 
schwierigen wirtschaftlichen Lage waren diese Verkehrsbetriebe 
seit 1931 überwiegend von der Beförderungssteuer befreit worden» 
Infolge der sehr hohen Kriegsschäden und der ungenügenden An- 
passung der Beförderungstarife an das allgemeine Kostenniveau, 
vorwiegend aus sozialpolitischen Überlegungen, hat sich die 
wirtschaftliche Lage der Nahverkehrsbetriebe in den letzten 
Jahren nicht verbessert, sondern durchgängig verschlechtert. 

Die von der Regierungsvorlage -vorgesehene Wiedererhebung der 
Beförderungssteuer müßte unter diesen Umständen zwangsläufig zu 
Tariferhöhungen führen, von denen infolge der Notwendigkeit 
einer Umkalkulation des gesamten Tarif gebäudes vor allem der 
Berufsverkehr nicht verschont bleiben könnte. Da aber eine An- 
hebung des Tarifniveaus in den sozial orientierten Verkehren 
unerwünscht ist, darüber hinaus aber das Bestreben dahin geht 
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auch im übrigen Anhebungen des Tarifniveaus im Orts- und 
Nachbarortsverkehr nach Möglichkeit zu vermeiden, recht- 
fertigt sich die hier vorgeschlagene Freistellung dieses 
Verkehrsbereiches von der Beförderungssteuer. Die von der 
Bundesregierung in Abschnitt IX Art. II Abs. 2 vorgesehene 
Billigkeitsregelung, die weit ungünstiger ist als die frü- 
here, kann den vorstehenden Überlegungen nicht voll genü- 
gen. Sie behält aber daneben ihre Bedeutung namentlich für 
die Privat-Eisenbahnen, aber auch für den Beförderungsbe- 
reich der Nahverkehrsunternehmungen, der nicht durch die 
vorgeschlagene Befreiung von der Beförderungssteuer betrof- 
fen wird. Bei der Fassung der Nummer 5 hat der Entwurf be- 
rücksichtigt, daß im Orts- und Nachbarortsverkehr die Um- 
stellung von Straßenbahnstrecken auf Obus- oder Omnibus- 
betrieb eine besondere Bedeutung besitzt. Hierfür sind 
nicht nur Rücksichten auf die Erfordernisse des Verkehrs, 
besonders in den Innenstädten, maßgebend, sondern in er- 
heblichem Umfange auch -wirtschaftliche Überlegungen der be- 
treffenden Verkehrsunternehmen, um eine möglichst rationelle 
Betriebsführung zu ermöglichen und gleichzeitig dem vielfach 
erheblich gestiegenen -Verkehisanfall in den Randgebieten 
größerer Siedlungsräume zu entsprechen. 

§ 4 sieht die Möglichkeit vor, den "Werkverkehr” einer deutschen 
Staatsbahnverwaltung im Wege der Steuer-Rückvergütung von der 
Beförderungssteuer zu befreien. Soweit diese Besti mmu ng über- 
haupt noch praktische Bedeutung hat, sollte sie aus den glei- 
chen Gründen wie zu Art. 1 Nr. 2 angeführt künftig wegfallen. 

Der Entwurf schlägt deshalb die Streichung des § 4 vor. 

2ä„Artikel_1_Nuimer_4 = unü_5 

Der Entwurf übernimmt die in der Regierungsvorlage vorgesehenen 
Änderungen der §§ 5 Abs. 1 und 7 Abs. 1 Satz 1 . 

Nach der jetzigen Fassung des § 8 ist der Steuerschuldner der- 
jenige, der den Beförderungspreis zu bezahlen hat. Der Betriebs- 
unternehmer ist lediglich für die Erhebung und Abführung der 
Beförderungssteuer verantwortlich. Diese Regelung ist unbe- 
friedigend und hat in der Vergangenheit wiederholt zu Schwie- 
rigkeiten geführt. Der Entwurf sieht deshalb vor, daß künftig 
der Betriebsunternehmer zur Z a hlung der Beförderungssteuer 
verpflichtet ist. 

Aus der bisherigen Handhabung ergab sich die Konsequenz, daß 
der , Verlader , der die im tarifmäßigen Beförderungspreis einge- 
rechnete Beförderungssteuer ordnungsgemäß an den Betriebsun- 
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ternehmer entrichtet hatte, im Palle der Nichtabführung der 
Beförderungssteuer durch den Unternehmer für den Steueraus- 
fall haftbar gemacht wurde. Der Bundesfinanzhof hat in seiner 
Entscheidung vom 25. Februar 1953 Az. II 20/52 diese Folgerung 
aus der derzeitigen gesetzlichen Regelung als unumgänglich aber 
unbefriedigend bezeichnet. Ihre Beseitigung erscheint deshalb 
angebracht. 

Zu Artikel 1 Nummer 7 


Die Streichung des § 10 ergibt sich aus der Änderung des § 8 . 
Zu Artikel 1 Nummer 8 


Der Entwurf schlägt eine Erhöhung der Beförderungssteuer im 
Werkfernverkehr auf 2,5 Pf Je Tonne Rohgewicht der beförder- 
ten Güter und Je km der Beförderungsstrecke (Tonnenkilo- 
meter) vor. 

ZcZt. beträgt die Beförderungssteuer im Werkfernverkehr 0,99 
Pf- Je tkm. Dieser Steuersatz beruht auf der Annahme eines 
Durchschnittsbeförderungsentgelts, das der Tarifklasse 0 des 
DEGT/RKT für die 15-t-Klasse bei einer Beförderungsweite von 
150 km entspricht. Durch diese Festlegung werden demnach Güter 
der Tarifklassen unter C relativ höher belastet als die Güter 
der oberen Tarifklassen. Während im gewerblichen Güterfernver- 
kehr in allen Tarifklassen der Beförderungssteueranteil der tarif 
mäßigen Fracht 6,542 v.H. beträgt, liegt er im Werkfernverkehr 
bei dem Jetzigen Beförderungssteuersatz von 0,99 Pf bezogen 
auf die Tariffracht in der Tarifklasse F bei 200 km Beförderungs 
weite bereits bei rd. 10 v.H. bei 500 km Beförderungsweite 
bei 14,5 v.H. Für Güter der Tarifklasse G liegen die entspre- 
chenden Anteile bei 12,2 bzw. 18,2 v.H. 

Die vorgeschlagene Erhöhung der Beförderungssteuersätze für 
den Werkfernverkehr im 150 v.H. bedeutet gerade bei den Gütern 
der unteren Tarifklassen, die in einigen Industriezweigen über- 
wiegend oder ausschließlich Gegenstand der Beförderung im 
Werkverkehr sind, eine sehr fühlbare Mehrbelastung. Für Güter 
der Tarifklasse E beträgt bei einem Beförderungssteuersatz 
von 2,5 Pf der Beförderungssteueranteil bezogen auf die 
tarifmäßige Fracht bei einer Beförderungsweite von 200 km 

20.9 v.H., bei einer Beförderungsweite von 400 km 26,2 v.H. 

Für Güter der Tarifklasse G betragen die entsprechenden Anteile 

30.9 v.H. bzw. 39,5 v.H. Bei diesen Werten ist zu berücksich- 
tigen, daß es sich gerade hier um geringwertige und daher be- 
sondere frachtempfindliche Güter handelt. Außerdem ist die An- 
nahme unbegründet, daß die betroffenen Betriebe auf den gewerb- 
lichen Güterkraftverkehr oder auf die Eisenbahn ausweichen 

und dadurch sich den Auswirkungen der Kostensteigerung im 
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Werkverkehr entziehen könnten. In zahlreichen Unternehmen» 
nicht zuletzt solchen in verkehrsungünstig gelegenen Gebieten» 
st ein solches Ausweichen gar nicht möglicho Besonders betrof- 
fen würden Unternehmungen in den Randgebieten sein, in denen 
sich vielfach an verkehrsentlegenen Orten im Zuge der Nach- 
kriegsentwicklung industrielle Unternehmungen angesiedelt haben« 

Der Entwurf geht von der Erwägung aus, daß die Erhöhung der 
Beförderungssteuersätze im 'Werkfernverkehr nur in einem Aus- 
maße erfolgen kann, welches von den auf den Werkverkehr ange- 
wiesenen Unternehmungen im Durchschnitt noch ohne wirtschaft- 
liche Schädigung getragen werden kann* Die Grenze dürfte mit dem 
vorgeschlagenen Beförderungssteuersatz von 2,5 Pf je tkm 
erreicht sein. Jede Erhöhung über diesen Satz hinaus würde die 
Notwendigkeit von Ausnahmeregelungen zugunsten einzelner Wirt- 
schaftszweige oder bestimmter Gebiete bedingen« 

Zu__Art ikel_1__Nummer_9 

In Übereinstimmung mit der Regierungsvorlage wird die Ermäch- 
tigung zur Festsetzung von Pauschbeträgen in besonderen Pallen 
für zweckmäßig angesehen. 

Die Ergänzung des § 3 des Beförderungssteuergesetzes entspricht 
im wesentlichen der Regierungsvorlage. Die vorgenommenen Ände- 
rungen sollen in erster Linie sicherstellen» daß Steuerbefrei- 
ungen im Billigkeitswege nicht wie bisher darauf abgestellt 
werden, daß die freiäustellenden Beförderungsleistungen mit 
Schienenbahnen erbracht worden sind. Da der Grund für solche 
Steuerbefreiungen die ungünstige Wirtschaftslage eines Ver- 
kehr sunternehmen^ ist, müßten sich gewährte Steuerbefreiungen 
auch auf die Insgesamt erbrachten Beförderungsleistungen er- 
strecken, deren Ertrag für die Wirtschaftslage des Unterneh- 
mens ausschlaggebend ist. 

55dL£rtikel_3 

Die in der Regierungsvorlage vorgesehene Ermächtigung für 
die Bundesregierung, Rechtsverordnungen zu erlassen u. a. über 
"die nähere Bestimmung der im Beförderungssteuergesetz verwen- 
deten Begriffe" ist nicht begründet. Die im Beförderungssteuer- 
recht verwendeten Begriffe bestimmen sich nach den verkehrsrecht' 
liehen Vorschriften, wie es der Sachlage entspricht« Die Re- 
gierungsvorlage geht auch von dieser Tatsache aus und begründet 
die vorgeschlagene Ermächtigung mit dem ausdrücklichen Hinweis, 
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daß dadurch ein Abweichen der beförderungssteuerlich verwen- 
deten Begriffe von den Begriffen des sonstigen Verkehrs und 
der Verkehrsmittel ermöglicht werden soll. Hierzu besteht umso 
weniger Veranlassung, als die unmittelbare Veranlassung für 
die Aufnahme dieser Ermächtigung in die Regierungsvorlage 
offenbar darin zu suchen ist, daß man eine Abweichung hinsicht- 
lich der Begriffsbestimmung für Personenkraftwagen und Omnibusse 
von dem Verkehrsrecht ermöglichen will. 

Zu Abschnitt Ult Änderung des Mineralölsteuergesetzes 

Zu Artikel 1 


Der vorgeschlagenen Erhöhung der Steuer je Liter Benzin 
(Vergaser-Kraftstoff) um 4 Pf, je Liter Gasöl (Dieselkraft- 
stoff) um 7 Pf entspricht einer Erhöhung der Steuersätze 
je 100 kg bei Benzin (Dichte durchschnittlich 0,730) um 
5.50 DM, bei Gasöl (Dichte durchschnittlich 0,850) um 8.20 DM. 
Die entsprechenden Steuererhöhungen bei Benzol und bei Flüssig- 
gas führen zu einer Erhöhung des Steuersatzes je 100 kg für 
Benzol um 4.50 DM und für Flüssiggas um 5.50 DM. 

Bei der Errechnung des auf Grund der Steuererhöhungen zu er- 
wartenden Mehraufkommens ist von der Menge ausgegangen worden, 
die in den ersten vier Monaten des Jahres 1950 verbraucht 
wurden. Auf dieser Grundlage ist mit einer Steigerung des 
Aufkommens von mindestens 285 Mill. DM zu rechnen und zwar bei 
Benzin von 124 Mill. DM, bei Benzol von 12 Mill. DM, bei Gasöl 
von 150 Mill. DM und bei Flüssiggas von 0,4 Mill. DM. Bei diesen 
Mehreinnahmen sind die Mittel für abgabenfrei und -begünstigt 
beziehende Verbrauchergruppen berücksichtigt. 

Zu Artikel 2 und 3 


Der Entwurf übernimmt insoweit die Vorschläge der Regierungs- 
vorlage. 
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Kraftfahrzeugbestand im Bundesgebiet 


am 1. Juli 1953 + ) 


Pahrzeugart 

Anzahl der re- 
gistrierten 
Fahrzeuge ins- 
gesamt 

davon lagen 
still (rund) 

davon waren 
in Betrieb 
(rund) 

Krafträder 

2.004.796 

340.000 

1.664.800 

Personenkraftwagen 

1.129.470 

140.000 

989.500 

Kraftomnibusse 

22.348 

3.200 

19.100 

Lastkraftwagen 

davon mit einer Nutzlast 

554.546 

129.000 

425.500 

bis 999 kg 

254.514 



von 1000 bis 1999 kg 

91.194 



von 2000 bis 3999 kg 

144.548 



von 4000 bis 4999 kg 

28.177 



von 5000 und mehr kg 

36.113 



Zugmaschinen 

317.980 

21 .000 

297.000 

darunter in der Landwirtschaft (276.825) 



Sonderfahrzeuge 
(einschl. Kraftstoff- 
kesselwagen) 

24.594 

2.800 

21 .800 

Kraftfahrzeuge insgesamt 

4.053.734 

636.000 

3.417.700 

Kraftfahrzeug-Anhänger 

305.104 

87.000 

218.000 

+ ) Ergebnisse der Jahreszahlung des Kraftfahrt-Bundesamtes. 


Kraftstoffverbrauch 1953 im Bundesgebiet +) 


Insgesamt davon im 

Kraftverkehr 
(ohne Landwirtschaft 

in 1000 t 

Vergaserkraftstoff 2.075 2.000 j* 2,7 Mrd. 1 

Dieselkraftstoff 2.187 1.531 = 1,9 Mrd. 1 


+ ) Angaben des Mineralölwirtschaftsverbandes, Hamburg 






Nutzlastkapazität des Kraftfahrzeug- und Anhängerbestandes im 

Bundesgebiet 

Nach Mitteilungen des Kraftfahrt-Bundesamtes, Flensburg-Mürwik) 

Angaben in t 


1 .Juli 1950 1 .Juli 1951 I.Juli 1953 

für fahrberechtigte Fahrzg. für unbe- für in Be- 
reinigten trieb be- 


Fahrzeugart 


Fahrzeug- findliehe 


Lastkraftwagen 

667.470 

784.808 

1 .070.104 

800.000 

Anhänger zur 

Last enb ef ord er ung 

576.747 

640.982 

863.941 

700.000 

Insgesamt 1 

.244.217 

1.425.790 

1.934.045 

1.500.000 

davon Fahrzeuge mit 

4 und mehr t Nutzlast 




etwa 

Lastkraftwagen 

177.646 

238.403 

342.523 

255.000 

Lastanhänger 

377.784 

432.672 

605.983 

490.000 

Fahrzeuge mit 4 und mehr 
t Nutzlast insgesamt 

555.430 

671.075 

948.506 

etwa 

745.000 




Verkehrsleistungen 


Repräsentativerhebung des Statistischen Bundesamtes über den 
'5u Perkraftverkehr im Jahre 1952 +T 

(Ergebnis für die repräsentative Berichtswoche ) 


Ortsverkehr Sonst .Nahver- Fernverkehr Güterkraft- 


Gewerbebereiche 

in Mio 
tkm 

in v. 
H.++ ) 

in Mio 
tkm 

kehr 
in v.H. 
++) 

in Mio 
tkm 

in v 
H.++ 

verkehr 
.in Mio 
) tkm 

insges . 
in v.H. 
++ ) 

Industrie 

17,04 

4,1 

29,10 

7,0 

37,24 

8,9 

83,38 

39,0 

Handwerk 

3,68 

0,9 

5,53 

1,3 

' 3**5 

0,8 

12,36 

3,0 

Handel 

16,47 

3,9 

27,78 

6,7 

29,43 

7,1 

73,68 

17,7 

W e rkverkehr im 
engeren Sinne: 

37,19 

8,9 

62,41 

15,0 

69,82 

16,8 

169,42 

40,7 

Sonstige Gewerbebereiche 
( Landwirtschaft , 

Behörden usw.) 6,20 1,5 

10,40 

2,5 

10,93 

2,6 

27,53 

6,6 

Gewerblicher 

Verkehr 

19,28 

4,7 

45,51 

10,9 

154,63 

37,1 

.219,42 

52,7 

Kraftverkehr 

insges«,: 

62,67 

15,1 

118,32 

28,4 

235,38 

56,5 

416,37 

100,0 


**Ä=== = : 









+ ) Veröffentlicht in den Statistischen Berichten des Statistischen 
Bundesamtes vom 51. März -1954 

++) Anteil am gesamten Volumen des Güterkraftverkehrs 

Das Statistische Bundesamt hat aus dem Ergebnis der Repräsentativer- 
hebung das Gesamtvolumen des Güterkraftverkehrs für das Kalenderjahr 
1952 auf 21 Mrd. tkm veranschlagt. Teilt man diese Transportleistung 
nach dem obenstehenden Auswahlergebnis einer Berichtswoche, das als 
repräsentativ angesehen wird, auf die einzelnen Verkehrs- und Gewerbe- 
bereiche auf, so ergeben sich folgende Jahreszahlen für das Kalender- 
jahr 1952: 






Güterkraftverkehr im Bundesgebiet 1952 in Mrd. tkm 


Gewerbebereiche 

Ortsverkehr 

Sonst. 

Nahverkehr 

Fernverkehr 

Güterkraft- 

verkehr 

insges. 

Industrie 

0,8 

1,5 

1,9 

4,2 

Handwerk 

o ,2 

o,3 

o,l 

o,6 

Handel 

o ,8 

1,4 

1,5 

3,7 

Werkverkehr im 
engeren Sinne: 

1,8 

3,2 

3,5 

8,5 

Sonstige Gewer- 
bebereiche 
( Landwirtschaft , 
Behörden usw.) 

o,4 

o,5 

o,5 

1,4 

Gewerblicher 

Verkehr 

1,0 

2,3 

7,8 

11,1 

Kraftverkehr 
insgesamt : 

3,2 

6 ,o 

11,8 

21 ,o 





Ao Kraftfahrzeugsteueraufkommen 1953 - aufgeteilt auf die ein 
nen Fahrzeugarten (Bundesgebiet) 


Fahrzeugarten 

Bestand an in Betrieb 
befindlichen Fahrzeu- 
gen am 1.7.1953 f) 

Steueraufkom- 
men 1953 in 

Mi 11 .DM ++) 

Krafträder 

1.664.800 

30,9 

Personenkraftwagen 

989.500 

236,2 

5-Rad-Kraftfahr zeuge 

78.100 

5,2 

LKW, Omnibusse, Sonderkraft- 
f ahrzeuge (ohne 3-Rad-Kfz.) 

388.300 

189,7 

Zugmaschinen (nur steuer- 
pflichtig) 

30.000 

11,3 

Kraft fahrzeug-Anhänger 

218.000 

41,3 


Steueraufkommen insges.: 514,6 


+) Angaben des Kraftfahrtbundesamtes, Flensburg-Mürwik 
(51 - 001) vom 17. September, 21. Oktober, 10. Oktober 
und 20. Oktober 1953 

++) Angaben des Statistischen Bundesamtes, 

aufgeteilt auf Grund einer Untersuchung des VDA 


B. Aufkommen aus Mineralölabgaben 1953 
- Anteil des Kraftverkehrs - 


Mineralölsteuern und 
Mineralölzölle 


DM 935 Mio. 


